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Dr. I. P., Hausärztin, Bayern: In meine Praxis kommen derzeit öfters Mütter oder Väter, die eine Bescheinigung wollen, dass sie wegen ihres erkrankten Kindes zu Hause bleiben müssen. Ist das auch möglich, wenn eine solche Bescheinigung dieses Jahr schon wegen COVID-19 ausgestellt wurde?
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Aufgabe des behandelnden Arztes ist die objektive Beurteilung und Bestätigung der Erkrankung des Kindes und der Notwendigkeit der Betreuung. Für alle anderen Fragen wie Lohnfortzahlung oder Krankengeld ist nicht der Arzt zuständig. Es erhöht allerdings die hausärztliche Kompetenz, die Grundregeln zu kennen und den Eltern vorab einige Informationen geben zu können.

Einen gesetzlichen Anspruch auf Lohnfortzahlung bei Krankheit des Kindes gibt es nicht. Nach § 616 BGB behalten Arbeitnehmer diesen Anspruch aber grundsätzlich, wenn sie ohne eigenes Verschulden für eine „verhältnismäßig nicht erhebliche" Zeit der Arbeit fernbleiben. Als Grund wird auch die Krankheit des eigenen Kindes akzeptiert. Die Verhältnismäßigkeit ist allerdings im Einzelfall zu prüfen.

Ob ggf. tarifliche Regelungen die Lohnfortzahlung sicherstellen oder aber ein Anspruch auf Krankengeld von der Krankenkasse besteht, muss das Elternteil selbst klären.

Grundsätzliche Voraussetzungen sind: Ein Arzt bescheinigt, dass das Kind krank ist und ein Erwachsener es betreuen muss.Keine andere im Haushalt lebende Person kann die Betreuung oder Pflege übernehmen.Das Kind darf das 12. Lebensjahr noch nicht vollendet haben.

Der Arbeitgeber muss den Arbeitnehmer unbezahlt von dessen Arbeitspflicht freistellen. Allerdings besteht dieser Anspruch pro Kind für maximal 10 Arbeitstage im Jahr. Bei Alleinerziehenden sind es 20 Arbeitstage. Die Obergrenze für alle Kinder zusammen liegt bei 25 bzw. 50 Arbeitstagen.
